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Berufsbildungsbericht 1995 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Die Ausbildungsplatzsituation in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist unverändert dramatisch. Insbesondere in den neuen 
Bundesländern, aber auch für eine wachsende Zahl von Re- 
gionen in den alten Bundesländern, besteht ein dringender 
Handlungsbedarf, um allen Bewerberinnen und Bewerbern ei- 
nen Ausbildungsplatz zu vermitteln. 

2. Nach Angaben der Berufsbildungsstatistik verringerte sich die 
Zahl der von Oktober 1994 bis April 1995 gemeldeten Berufs- 
ausbildungsstellen in den alten Bundesländern gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum um 59452 auf 459904 Stellen. Dies ent- 
spricht einem Rückgang um 11,4 Prozent. Im gleichen Zeitraum 
nahm die Zahl der Ausbildungsstellen in den neuen Bundes- 
ländern nur leicht um 0,2 Prozent ab und liegt jetzt bei 64 663 
Stehen. Gleichzeitig stieg die Zahl der Ausbildungsplatzbe- 
werberinnen und -bewerber gegenüber dem Vorjahr bundes- 
weit um 40 194 an. Der Anstieg in den alten Bundesländern be- 
trägt 5,5 Prozent, der in den neuen Bundesländern 13,9 Prozent. 

3. Der Bund hält im allgemeinen Ausbildungsplatzabbau des 
öffentlichen Dienstes die Spitzenstellung. Das Bundesangebot 
an Ausbildungsplätzen wurde von rund 32 000 im Jahr 1990 
auf rund 18 000 im Jahr 1995 reduziert. Allein im vergangenen 
Jahr wurden bundesweit über 25 Prozent der Ausbildungs- 
plätze gestrichen. Allein bei den Ausbildungsberufen (ohne 
Beamtenausbildung) baute der Bund in diesem Zeitraum fast 
8 000 Ausbildungsstellen ab. Von 1994 auf 1995 sanken die 
Bundesangebote bei den Ausbildungsberufen um 1478 auf 
12 964 und in der Beamtenausbildung um 1 848 auf 5 176 Stel- 
len. In den Bundesressorts (ohne bundesunmittelbare Körper- 
schaften) fielen im letzten Jahr fast 1 700 Ausbildungsplätze 
weg. 



Drucksache 13/1846 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


4. Besonders dramatisch ist die Ausbildungsplatzlücke in den 
neuen Bundesländern. Hier kommen auf einen Ausbildungs- 
platz ca. drei Ausbildungsplatzsuchende. Um die ausgewie- 
senen 72 600 Ausbildungsplätze konkurrieren 170 000 Bewer- 
berinnen und Bewerber. Dieser Nachfrageüberhang kann auch 
nicht durch ein Ausweichen auf angebotene Ausbildungsplät- 
ze in den alten Bundesländern aufgefangen werden, da der 
dortige Ausbildungsplatzüberschuß in etwa aufgehoben ist. 

5. Es zeichnet sich ab, daß ein großer Teil der Bewerberinnen und 
Bewerber v. a. in den neuen Bundesländern überhaupt keinen 
Ausbildungsplatz erhält. Ein notwendiger Arbeitsplatzüber- 
hang, der es den Bewerberinnen und Bewerbern erlaubt, einen 
den eigenen Interessen, Fähigkeiten und Fertigkeiten ent- 
sprechenden Beruf zu ergreifen, ist unter diesen Bedingungen 
in weite Ferne gerückt. Es ist offensichtlich, daß bei fehlenden 
Wahlmöglichkeiten Unzufriedenheit mit dem zukünftigen 
Beruf bereits in der Ausbildung angelegt wird. 

6. Zur Sicherung des notwendigen Bestands an Ausbildungs- 
plätzen sind auch in den Tarifrunden Zeichen der Solidarität 
der Erwerbstätigen mit den Schulabgängerinnen und Schul- 
abgängern, denen ansonsten jegliche berufliche Perspektive 
verwehrt wird, geboten. Hierzu bieten sich tarifliche Verein- 
barungen zu Ausbildungsplatzquoten und aüch Übemahme- 
garantien für Ausgebildete an. Auf bestehende ausbaufähige 
Modelle und Vereinbarungen in bestimmten Branchen sollte 
zurückgegriffen werden. 

7. Die Kanzlerrunde am 14. Juni 1995 hat ebenso wie ihre Vor- 
läufer keine greifbaren Ergebnisse gebracht, die eine Besse- 
rung der Ausbildungsplatzsituation erwarten lassen. Ein allei- 
niges Vertrauen auf die Zusagen der Vertreter und Vertrete- 
rinnen der deutschen Wirtschaft kann der derzeitigen Situa- 
tion nicht gerecht werden. Die katastrophale Ausbildungs- 
platzsituation ist damit nicht zu beheben. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1 . Maßnahmen einzuleiten, die kurzfristig Abhilfe bei der kata- 
strophalen Ausbildungssituation schaffen. Hierzu zählen u. a.: 

a) Das Auflegen einer Gemeinschaftsinitiative Ost des 
Bundes und der neuen Bundesländer für 1995. Ziel die- 
ser Gemeinschaftsinitiative soll es sein, alle Mobilisie- 
rungsreserven zur Schaffung von Ausbildungsplätzen zu 
nutzen. Diese Initiative muß betriebsnahe Ausbildung 
sowie überbetriebliche Ausbildung fördern und dem re- 
gionalen Gefälle bei den Ausbildungsmöglichkeiten 
entgegensteuern. 

b) Die Steigerung des Ausbildungsplatzangebotes im öf- 
fentlichen Dienst. Die konkrete Ausrichtung der Ausbil- 
dungsgänge muß breiteren zukünftigen beruflichen 
Verwendungsmöglichkeiten, die auch eine Beschäfti- 
gung außerhalb des öffentlichen Dienstes zulassen, 
Rechnung tragen. 
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c) Auf eine Erhöhung des Ausbildungsplatzangebotes der 
privatisierten Betriebe von der Deutschen Bahn AG und 
der Deutschen Post AG sowie in Unternehmungen mit Bun- 
desbeteiligung direkt hinzuwirken. 

d) Die verstärkte Förderung von Ausbildungsstellen für Frau- 
en, insbesondere auch in den von Männern dominierten 
Berufen. 

e) Die Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstätten vor 
allem in den neuen Bundesländern. 

f ) Die verstärkte Förderung von Verbundausbildungsproj ek- 
ten in den neuen Bundesländern durch Übernahme der Or- 
ganisations- und zentralen Verwaltungskosten durch den 
Bund. 

g) Die Bereitstellung von Mobilitätshilfen für Auszubildende 
und die Abfederung von Härten bei ausbildungsbedingter 
Mobilität. 

2. Ein langfristig angelegtes Ausbildungsstellensicherungspro- 
gramm zu entwickeln. Hierbei soll es darum gehen, die Situa- 
tion der beruflichen Bildung zu verbessern und das duale Sy- 
stem der beruflichen Bildung wieder funktionsfähig zu ma- 
chen. Als Instrumente bieten sich u. a. die Reform des Berufs- 
bildungsgesetzes und die Berücksichtigung des betrieblichen 
Engagements in der Berufsausbildung bei den Vergabekrite- 
rien für öffentliche Aufträge und Zuschüssen an. Eine berufli- 
che Aufstiegsförderung ist umgehend einzuführen. 

3. Nicht länger allein auf die Versprechen der Wirtschaft zu 
setzen. Es zeichnet sich ab, daß die Wirtschaft ihre Zusage, ca. 
10 Prozent mehr Ausbildungsplätze zu schaffen, nicht einhält. 
Wenn sich dies bestätigt, müssen Betriebe, die sich dieser Auf- 
gabe entziehen, in die Pflicht genommen werden. Hierzu ist 
eine Umlagefinanzierung von Ausbildungsplätzen ein geeig- 
netes Mittel. 

Bonn, den 28. Juni 1995 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

Matthias Berninger 

Werner Schulz (Berlin) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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